t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/1100506/2018

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. Peter Steurer in der Beschwerdesache
rERkBfrxk *EAXBf-Adr***, gegen den Bescheid des Finanzamtes Feldkirch vom 23. Mérz 2018

betreffend Einkommensteuer 2016 zu Recht erkannt:
Der Beschwerde wird gemals § 279 BAO teilweise Folge gegeben.

Die Bemessungsgrundlage und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind dem als Beilage ange-
schlossenen Berechnungsblatt zu entnehmen und bilden einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

1. Aufgrund einer Kontrollmitteilung erlangte das Finanzamt im Mai 2017 Kenntnis davon, dass
der Beschwerdefiihrer neben seinem Bruder zu 50% beteiligter Gesellschafter und Geschafts-
flhrer der im August 2016 in der Schweiz gegriindeten X GmGH ist und tGbermittelte dem
Beschwerdefiihrer, der bis dahin keine Einklinfte erklart hatte, eine Einkommen-
steuererklarung fur das Jahr 2016.

2. Am 23. November 2017 langte beim Finanzamt eine (abgesehen von den persénlichen
Daten) leere Einkommensteuererklarung 2016 samt ebenfalls leerer Beilage E 1a ein.

3. Mit Vorhalt vom 28. November 2017 wurde der Beschwerdefiihrer ersucht, die Hohe der
Geschaftsfuhrerbeziige und allfalliger Ausschittungen bekanntzugeben bzw. im Falle fehlender
Einklnfte mitzuteilen, wie der Lebensunterhalt finanziert werde und den Schweizer Abgaben-
bescheid vorzulegen.
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4. Mit Erinnerungsschreiben vom 19. Janner 2018 ersuchte das Finanzamt den Beschwerde-
flihrer neuerlich um Beantwortung des Vorhaltes.

5. Nachdem auch darauf keine Reaktion erfolgt war, brachte das Finanzamt im Einkommen-
steuerbescheid 2016 vom 23. Marz 2018 im Schatzungswege ermittelte Einklinfte aus selb-
standiger Arbeit in Hohe von 26.100,00 € (30.000,00 € abziiglich Gewinnfreibetrag) in Ansatz.

6. Dagegen erhob der Beschwerdefiihrer mit Schreiben vom 17. April 2018 Beschwerde. Er
habe im Jahr 2016 keine Einklinfte von der X GmbH bezogen und habe, da er noch zu Hause bei
seinen Eltern wohne und von diesen unterstiitzt werde, auch keine Fixkosten zu tragen.

7. Mit Schreiben vom 16. Mai 2018 wurde der Beschwerdefiihrer zu einer Vorsprache beim
Finanzamt vorgeladen und ersucht, die Jahresabschliisse und Steuererklarungen der X GmbH
(Schweiz) sowie der Y d.o.o. (Kroatien) fiir die Jahre 2014 bis 2016 vorzulegen.

8. Im Zuge der am 14. Juni 2018 erfolgten Vorsprache legte der Beschwerdefiihrer die Jahres-
abschliisse der Y d.o.o. der Jahre 2014, 2015 und 2016 sowie einen Handelsregisterauszug der
X GmbH vor und gab zusammengefasst an, dass er arbeitslos sei, aber kein Arbeitslosengeld
erhalte. Er konzentriere sich darauf, zusammen mit seinem Bruder die X GmbH in der Schweiz
aufzubauen. Es seien bereits Spieler unter Vertrag genommen worden und es sei auch zu
(minimalen) Provisionszahlungen an die X GmbH gekommen. Er sei — ebenso wie sein Bruder —
zu 50% beteiligter Gesellschafter und Geschaftsfiihrer, habe von der Gesellschaft aber weder
Geschaftsfuhrerbeziige noch Ausschiittung erhalten. Auch habe er in den letzten Jahren keine
Reisekostenverglitungen erhalten. Die Y d.o.o0. sei in Kroatien gegriindet worden. Die
Gesellschaft Gbe keine Tatigkeit mehr aus, sei aber noch nicht gel6scht worden. Er lebe derzeit
bei seinen Eltern, die ihn finanziell unterstiitzten. Zum Leben bendtige er maximal 120,00 bis
150,00 € im Monat. Anfallende Fixkosten, zB fiir das Telefon, wiirden von seinen Eltern
Uibernommen. Aus dem vorgelegten Handelsregisterauszug sei ersichtlich, dass die X GmbH
erst am 19. August 2016 gegriindet worden sei. Im Jahr 2016 sei daher kein separater
Jahresabschluss zu erstellen gewesen, jener fiir das Jahr 2017 sei noch nicht fertig.

9. Mit Beschwerdevorentscheidung wies das Finanzamt die Beschwerde als unbegriindet ab.
Der Beschwerdefiihrer bekampfe zwar die Hohe der Schatzung, habe die tatsachliche Hohe der
Einklinfte aber ungeachtet auch der ihn treffenden erhéhten Mitwirkungspflicht nach wie vor
nicht offengelegt. Ebenso sei er eine Antwort auf die Frage, von welchen Einkilinften er den
Lebensunterhalt bestritten habe, schuldig geblieben. Er habe im Zuge der personlichen Vor-
sprache angegeben, lGber keine Einklinfte zu verfligen und von seinen Eltern mit monatlich
120,00 € bis € 150,00 € unterstiitzt zu werden. Diese Zahlungen seien nicht belegt worden.
Auch sei die bloBe Behauptung, es wiirden keine Einklinfte erzielt, nicht glaubhaft. Zudem sei
der Jahresabschluss der Schweizer GmbH nicht vorgelegt worden. Die Schatzung der Einkiinfte
entspreche nach gangiger Verwaltungspraxis dem Ublichen Wirtschaftsleben und konne damit
der Lebensunterhalt finanziert werden. Zudem sei anlasslich der Griindung der GmbH im Jahr
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2016 eine anteilige Stammeinlage in Hohe von 10.000,00 CHF geleistet worden und sei auch
diesbeziglich die Mittelherkunft nicht dargelegt worden.

10. Mit als Vorlageantrag zu wertendem Schreiben vom 31. August 2018 beantragte der Be-
schwerdeflihrer die Entscheidung liber die Beschwerde durch das Bundesfinanzgericht.

Il. Sachverhalt

Der im Inland ansassige Beschwerdefiihrer und sein Bruder sind zu je zur Halfte an der am

19. August 2016 im Schweizer Handelsregister eingetragenen, am Standort einer Advokatur-
und Notariatskanzlei domizilierten X GmbH beteiligt. Das Stammbkapital der Gesellschaft ist mit
20.000,00 CHF angegeben, der Unternehmenszweck besteht im Betrieb einer Sportagentur.

Als Geschaftsfiihrer sind im Handelsregister der Beschwerdefiihrer, sein Bruder und ein wei-
terer in der Schweiz ansassiger 6sterreichischer Staatsbirger eingetragen. Auf der Homepage
der Gesellschaft sind als Kontaktdaten die E-Mail-Adressen sowie die Handynummern des Be-
schwerdeflihrers und seines Bruders angegeben. Zwischenzeitig wurde die seit 2019 in Liqui-
dation befindliche Gesellschaft von Amtes wegen als aufgel6st erklart (siehe Handelsregister-
eintrag vom tt.mm.jjjj).

Der Beschwerdeflihrer hat im Streitjahr keine Einklinfte erklart. Ein Geschaftsfihrervertrag
wurde ebenso wie der Jahresabschluss der X GmbH nicht vorgelegt. Die Herkunft der Mittel fir
die Deckung der tatsachlichen Lebenshaltungskosten wurde nicht belegt.

lll. Rechtsgrundlagen und rechtliche Wiirdigung

Nach § 22 Z 2 EStG 1988 zahlen Gehalter und sonstigen Verglitungen jeder Art, die von einer

Kapitalgesellschaft an wesentlich Beteiligte fir ihre sonst alle Merkmale eines Dienstverhaltnis-
ses (§ 47 Abs. 2) aufweisende Beschaftigung gewahrt werden, zu den Einklinften aus sonstiger
selbstandiger Arbeit. Eine Person ist dann wesentlich beteiligt, wenn ihr Anteil am Grund- oder
Stammkapital der Gesellschaft mehr als 25% betragt.

Nach § 115 Abs. 1 BAO haben die Abgabenbehdrden die abgabepflichtigen Félle zu erforschen
und von Amts wegen die tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnisse zu ermitteln die fir die Ab-

gabepflicht und die Erhebung der Abgaben wesentlich sind. Diese Verpflichtung wird durch
eine erhohte Mitwirkungspflicht des Abgabepflichtigen, wie beispielsweise bei Auslandssach-
verhalten, eingeschrankt (der zweite Satz wurde der Bestimmung durch BGBI. | Nr. 136/2017

angeflgt).

Der amtlichen Ermittlungspflicht gegeniiber steht die nach § 119 Abs. 1 BAO den Abgabepflich-
tigen treffende Verpflichtung, die fir den Bestand und Umfang einer Abgabepflicht oder fiir die
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Erlangung abgabenrechtlicher Beglinstigungen bedeutsamen Umstdande nach Maligabe der Ab-
gabenvorschriften vollstandig und wahrheitsgemal offenzulegen. In Erfillung ihrer Offenle-
gungspflicht haben die Abgabepflichtigen gemaR § 138 Abs. 1 BAO auf Verlangen der Abgaben-

behorde zur Beseitigung von Zweifeln den Inhalt ihrer Anbringen zu erlautern und zu erganzen
sowie dessen Richtigkeit zu beweisen oder, falls ihnen ein Beweis nach den Umstédnden nicht
zugemutet werden kann, glaubhaft zu machen.

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes findet die amtswegige Ermitt-
lungspflicht dort ihre Grenzen, wo der Abgabenbehorde weitere Nachforschungen nicht mehr
zugemutet werden kdnnen und wo nach Lage des Falles nur die Partei Angaben zum Sachver-
halt machen kann (VWGH 26.7.2007, 2005/15/0051). In dem AusmaR, in dem die Partei zur
Mitwirkung an der Wahrheitsfindung nicht bereit ist bzw. eine solche unterlasst, tritt die Ver-

pflichtung der Behorde, den Sachverhalt nach allen Richtungen iber das von ihr als erwiesen
erkannte MaR hinaus zu priifen, zuriick (vgl. Ritz, BAO®, § 115 Tz 9, mwN). Behauptet die Partei
des Abgabenverfahrens das Vorliegen ungewdéhnlicher Umstande, so unterliegt sie bei Fest-
stellung dieser Verhéltnisse einer erhéhten Mitwirkungspflicht (vgl. VWGH 26.7.2007,
2005/15/0051, mwN). Weiters trifft den Abgabepflichtigen nach der hochstgerichtlichen
Rechtsprechung (nunmehr auch gesetzlich normiert) eine erhéhte Mitwirkungspflicht, wenn
Sachverhaltselemente ihre Wurzeln im Ausland haben (vgl. VwGH 28.10.2010, 2006/15/0326,
mwN, VWGH 25.10.2006, 2004/15/0065, mwN, und VwGH 19.10.2006, 2006/14/0109, mwN).
Tritt in solchen Fallen die Mitwirkungspflicht des Abgabepflichtigen in den Vordergrund, so
liegt es vornehmlich an ihm, Beweise fiir die Aufklarung auslandsbezogener Sachverhaltsele-
mente beizuschaffen und hat die Partei diesfalls durch konkrete und vollstandige Aufklarung
der Tatsachen den Anschein zu widerlegen, der sich fiir die Abgabenbehoérde aufgrund der ihr
zur Kenntnis gelangten Umstande bot (vgl. VWGH 25.10.2006, 2004/15/0065).

GemaR § 184 Abs. 1 BAO hat die Abgabenbehdrde die Grundlagen fiir die Abgabenerhebung,
soweit sie diese nicht ermitteln oder berechnen kann, unter Berlicksichtigung aller bedeutsa-

men Umstande zu schatzen. Insbesondere ist dann zu schatzen, wenn der Abgabepflichtige
Uber seine Angaben keine ausreichenden Aufklarungen zu geben vermag oder weitere Aus-
kunft Glber Umstande verweigert, die fur die Ermittlung der Grundlagen wesentlich sind (§ 184
Abs. 2 BAO).

Ist eine Schatzung zuldssig, steht der Abgabenbehorde die Wahl der Schatzungsmethode nach
standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes grundsatzlich frei, wobei im Einzel-
fall jener Methode der Vorzug zu geben ist, die zur Erreichung des Zieles, den tatsachlichen
Gegebenheiten moglichst nahe zu kommen, am geeignetsten erscheint (vgl. ua. VWGH
19.10.2016, Ra 2016/15/0058, und VWGH 27.2.2014, 2009/15/0212, mwN). Die mit jeder
Schatzung verbundene Ungewissheit muss dabei aber derjenige hinnehmen, der zur Schatzung

Anlass gibt und bei der Ermittlung der materiellen Wahrheit nicht entsprechend mitwirkt (vgl.
VwWGH 27.2.2014, 2009/15/0212, mwN). Insoweit befreit der Grundsatz der Amtswegigkeit des
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Verfahrens den Abgabepflichtigen auch im Rahmen einer Schatzung gemaR § 184 BAO nicht
von der Verpflichtung, zur Ermittlung des maRgebenden Sachverhaltes beizutragen (vgl. VwGH

24.9.2014, 2012/13/0107).

In dem Uber die Beschwerde des Bruders des Beschwerdefiihrers, dessen Einkiinfte in gleicher
Weise geschatzt wurden, absprechenden Erkenntnis vom 20. Februar 2020, RV/1100505/2018,
hat das Bundesfinanzgericht die Rechtmaligkeit der Schatzung dem Grund nach mit der Be-

grindung bejaht, es sei nicht glaubwiirdig, dass keinerlei Einkiinfte erzielt wirden und der
Lebensunterhalt ausschlieBlich mittels finanzieller Unterstiitzung der Eltern bestritten werde,
zumal auch der Aufforderung des Finanzamtes, die Jahresabschlisse und die Steuererklarun-
gen der X GmbH vorzulegen, nicht entsprochen worden sei. Hinsichtlich der Héhe der im
Schatzungswege ermittelten Einklinfte hat das Bundesfinanzgericht ausgefiihrt, dass
Geschaftsfuhrerbeziige in Hohe von 2.500,00 € monatlich (30.000 € jahrlich) grundsatzlich
nicht als GberschieBend anzusehen seien, im Hinblick darauf, dass die Gesellschaft erst im
August des Streitjahres gegriindet worden sei, eine Hinzurechnung von Geschaftsfihrerbezi-
gen aber erst ab August erfolgen kénne und der Ermittlung der Einklinfte daher Beziige in
Hohe von 12.500,00 € zugrunde zu legen seien.

Das Bundesfinanzgericht hegt aus den im genannten Erkenntnis angefiihrten Griinden und
aufgrund des gleich gelagerten Sachverhaltes auch im Beschwerdefall keine Zweifel beziiglich
der Schatzungsberechtigung. Ebenso stellte sich die Schatzung der Hohe nach als nicht un-
schlissig dar, zumal der Beschwerdeflihrer keine anderen Einkiinfte erklart hat und weder kon-
krete Angaben Uber seine Lebenshaltungskosten gemacht noch die Zahlungen von seinen El-
tern belegt hat und zudem weder einen Jahresabschluss der X GmbH vorgelegt noch belegte
oder nachprifbare Angaben lber vermittelte Spieler und vereinnahmte Provisionen gemacht
hat.

Der Beschwerde war somit insoweit teilweise Folge zu geben, als die Einkiinfte aus selbstandi-
ger Arbeit im Streitjahr ausgehend von Bezligen in Hohe von 12.500,00 € unter Bericksichti-
gung des Gewinnfreibetrages (13%) mit 10.875,00 € in Ansatz zu bringen waren.

IV. Zul3ssigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundséatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Schatzung der Einkiinfte des Beschwerdefiihrers beruht sowohl dem Grunde als auch der
Hohe nach auf nicht liber den Einzelfall hinaus bedeutsamen Sachverhaltsfeststellungen. Eine
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Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung im Sinne des Artikel 133 Abs. 4 B-VG wird dadurch

nicht berihrt und ist eine (ordentliche) Revision daher nicht zulassig.

Feldkirch, am 12. November 2020

6 von 6


javalink?art=BVG&id=2000000&ida=BVG&hz_id=2000000&dz_VonArtikel=133&dz_VonAbsatz=4

	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Sachverhalt
	III. Rechtsgrundlagen und rechtliche Würdigung
	IV. Zulässigkeit einer Revision


